
14. März 2019 

 

 
 

  

 

 

Pressemitteilung 

 

 

Equal Pay Day: Verbandsklagerecht einführen – jetzt! 

 Zu den heute veröffentlichten Zahlen zum Verdienstunterschied zwischen Frauen und Männern und 

zum Equal Pay Day am 18. März erklären Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für 

ArbeitnehmerInnenrechte und aktive Arbeitsmarktpolitik, und Ulle Schauws, Sprecherin für 

Frauenpolitik: 

21 Prozent und kein Ende in Sicht. Auch nach einem Jahr Entgelttransparenzgesetz ist die Entgeltlücke 

zwischen Mann und Frau unverändert groß. Das Gesetz entpuppt sich als Luftnummer. 

 Es ist endlich an der Zeit, ein effektives und wirksames Gesetz, das Frauen wirklich finanzielle 

Gerechtigkeit bringt, einzuführen. Dazu braucht es verbindliche und zertifizierte Prüfverfahren. 

Freiwilligkeit hilft keinen Schritt weiter. Nur eine verbindliche Überprüfung aller Lohnstrukturen und 

Tarifverträge beendet die ungerechte Bezahlung von Frauen. Und wir fordern ein Verbandsklagerecht 

und die Anwendbarkeit des Gruppenverfahrens. Denn nach wie vor müssen Frauen, die gegen 

Entgeltdiskriminierung vorgehen wollen, weiterhin allein vor Gericht ziehen. Von diesen Maßnahmen 

würden Frauen wirklich profitieren.  

Das Entgelttransparenzgesetz bleibt wirkungslos. Denn Auskunft über das Entgelt von Kollegen 

erhalten nur Frauen, die in Betrieben mit mehr als 200 Beschäftigten arbeiten. Viel zu viele Frauen 

haben also rein gar nichts von diesem Gesetz. Betrieben ist es auch völlig frei gestellt, ob sie künftig 

ihre Entgeltstrukturen auf Benachteiligungen überprüfen. Sie können, aber sie müssen nicht. Dafür 

braucht es wahrlich kein Gesetz.  

 Die Bundesregierung muss auch dringend mehr tun, um die sozialen Berufe aufzuwerten, denn hier 

arbeiten hauptsächlich Frauen und diese Jobs sind generell schlechter bezahlt. Zudem arbeiten Frauen 

häufiger in Teilzeit oder Minijobs und es gibt nach wie vor wenige weibliche Führungskräfte. Das sind 

alles Faktoren, die eine Lohngerechtigkeit zwischen Frauen und Männern in weite Ferne rücken lassen. 

Hier muss die Bundesregierung ran und endlich wirksame Rahmenbedingungen schaffen, damit Frauen 

endlich das bekommen, was sie auch verdienen. 
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